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»Der SPD fehlt eine Vision«
Personell wie inhaltlich steckt die deutsche Sozialdemokratie in 
einer tiefen Krise. Ein Gespräch mit Christoph Butterwegge

Sie gehören zu dem Kreis 
prominenter Linker, die einst 
Mitglied in der SPD waren 

und dann irgendwann ausgetreten 
sind. Was waren damals die aus-
schlaggebenden Gründe? Und hat 
sich seitdem etwas geändert? 

Die Hauptgründe für meinen SPD-Aus-
tritt waren die Agenda 2010 und die 
Hartz-Gesetze. Hartz IV ist am 1. Janu-
ar 2005 in Kraft getreten. Da hätte ich 
der Partei eigentlich den Rücken kehren 
müssen, ich habe es aber aus jahrzehn-
telanger Verbundenheit noch hinausge-
schoben. Schluss war dann für mich, 
als die SPD in die große Koalition ging, 
obwohl es eine rot-rot-grüne Mehrheit 
im Bundestag gegeben hätte. Ich konn-
te da keine Wende weg von der »Ära 
Schröder« hin zu einem neuen Politikstil 
und neuen Inhalten erkennen, es wur-
de vielmehr modifiziert mit der Agen-
da-2010-Linie weitergemacht: Deregu-
lierung des Arbeitsmarktes, Demontage 
des Sozialstaates, eine unsoziale Steuer-
politik. Das war die Fortsetzung genau 
jener Politik, die ich in der SPD be-
kämpft hatte. 

Leider sehe ich heute immer noch kei-
nen Wandel. An Hartz IV wird auch im 
Koalitionsvertrag nicht gerüttelt. Jetzt 
gibt es zwar keine rot-rot-grüne Mehr-
heit, aber deshalb muss ja nicht wieder 
eine Koalition mit der Union gebildet 
werden, zumal der Koalitionsvertrag 
eben keine sozialdemokratische Hand-
schrift trägt. 

Nicht wenige Wähler der SPD 
scheinen das ähnlich zu sehen 
wie Sie. Die Sozialdemokratie be-
findet sich in einer tiefen Krise. In 
verschiedenen Umfragen liegt sie 
unter 20 Prozent. Was wären die 
thematischen Kernpunkte einer 
Neuaufstellung der Partei? 

Ein Webfehler dieser Koalition, die ja 
noch vom Mitgliederentscheid abhängt, 
besteht im Fehlen eines Leuchtturmpro-
jekts, durch das sich die SPD von der 
Union unterscheiden würde. In der letz-
ten »Groko«, die nicht besonders erfolg-
reich war, gab es wenigstens noch den 
Mindestlohn als historischen Markstein 
– auch wenn er bis zur Unkenntlichkeit 
verwässert wurde durch Ausnahmen und 
durch die geringe Höhe. 

Wenigstens aber war da noch ein Pro-
jekt, von dem man hätte sagen können: 
Mit dieser Kernforderung kann man 
CDU und CSU in die Defensive drän-
gen. Aber heute gibt es nichts derglei-
chen. Eine solidarische Bürgerversiche-
rung hätte das Potential gehabt. Dies wä-
re ein programmatisches 
Kronjuwel der SPD, das 
sie allerdings selber schon 
weitestgehend inhaltlich 
ausgehöhlt hat. 

Eine Bürgerversiche-
rung müsste umfassen-
der sein als das, was die 
SPD darunter versteht: Sie 
müsste alle Bevölkerungs-
kreise einschließen  – also 
auch Selbständige, Freibe-
rufler, Beamte, Abgeord-
nete und Minister – und 
die Verbeitragung aller 
Einkünfte vorsehen, also 
auch von Kapitalerträgen. 
Die Forderung, dass neben 
Löhnen und Gehältern zu-
dem Dividenden, Zinsen, 
Miet- und Pachterlöse 
einbezogen werden, war 
ursprünglich auch bei der 
SPD vorgesehen. Davon 
hat sich die Partei aber 
wieder verabschiedet. Eine solidarische 
Bürgerversicherung sollte auch nicht 
auf den Gesundheitsbereich beschränkt 
sein. Die Beitragsbemessungsgrenze 
müsste auf- oder zumindest stark ange-
hoben werden. Dann wäre das ein sinn-
volles Projekt, um den Sozialstaat wie-

der auf ein festes Fundament zu stellen. 
Damit könnte sich die SPD dann 

auch tatsächlich von den Unionspartei-
en unterscheiden, aber in der zukünf-
tigen Koalition erkenne ich das nicht. 
Als »sozialdemokratische Handschrift« 
im Koalitionsvertrag wird bezeichnet, 
was – wie im Fall der Wiederherstellung 
der paritätischen Finanzierung der Kran-
kenversicherung – nicht mehr als Re-
paraturen dort sind, wo die SPD selbst 
tragische Fehler begangen hatte. Oder 
nehmen wir den Familiennachzug von 
subsidiär Geschützten: Da hat die SPD 
selbst die Aussetzung mitzuverantwor-
ten. Jetzt versucht sie im Koalitionsver-
trag, den Familiennachzug wieder teil-
weise möglich zu machen. 

Voran geht es da nirgends. Die SPD 
hat keine Vision. Sie ist nur dabei, müh-
selig zu reparieren, was sie in früheren 
Regierungen selbst angerichtet hat. 

Neben der Vision fehlen ja auch 
die Visionäre. International gibt es 
da und dort sozialdemokratische 

Hoffnungsträger – Jere-
my Corbyn oder »Ber-
nie« Sanders –, hierzu-
lande sieht es da eher 
dürftig aus, oder? 
Dass Kevin Kühnert als 
28jähriger Jusovorsit-
zender zum Hauptgegen-
spieler der »Groko«-Be-
fürworter und von Martin 
Schulz aufgestiegen ist, 
ist für mich auch ein Aus-
druck der personellen 
Schwäche der SPD-Lin-
ken. Hier gibt es nieman-
den. Ralf Stegner schießt 
hin und wieder quer, aber 
eine charismatische Alter-
native verkörpert er nicht. 
Und Andrea Nahles oder 
Olaf Scholz stehen auch 
nicht für eine Erneuerung 
der Sozialdemokratie. 

Das, was der Bonner 
Parteitag vor kurzem be-

schlossen hatte, also eine Erneuerung 
der Partei, findet auch künftig nicht statt. 
Und unter Andrea Nahles als Partei- und 
Fraktionsvorsitzende wird es keinen 
Aufbruch geben. Sie ist seit über 20 Jah-
ren im Geschäft und hat die klassische 
Diagonalkarriere hingelegt: von links 

unten nach rechts oben. 
Man kann befürchten, dass von der 
Selbstzerstörung der SPD vor al-
lem die AfD profitieren wird … 

Das fürchte ich auch. Die Stärke der AfD 
resultiert aus einer Schwäche der Lin-
ken – der gesamten, nicht nur der Links-
partei. Wenn es attraktive Angebote für 
sozial Benachteiligte, für Arbeitnehmer 
auf der Linken gäbe, dann hätte die AfD 
keinen solchen Aufschwung erlebt. Der 
Niedergang der SPD ist da ein wichtiger 
Faktor. 

Wenn die Sozialdemokratie weder 
Glaubwürdigkeit hinsichtlich der so-
zialen Gerechtigkeit noch politische 
Geradlinigkeit ausstrahlt, ist das eine 
Traumvorlage für Rechtspopulisten, die 
ja mittlerweile auch in den Parlamenten 
agieren. Einen wesentlichen Bestand-
teil bildet der Sozialpopulismus: sich 
als Stimme der Vernachlässigten und 
Unterprivilegierten darzustellen, als 
Sprachrohr des einfachen Volkes. Und 
das gelingt den Rechten natürlich um so 
besser, je weniger die SPD als klassische 
Arbeiterpartei dazu in der Lage ist, zu 
vermitteln, dass sie noch die Interessen 
jener vertritt, für die sie vor über 150 
Jahren gegründet wurde. 

Gerade im Hinblick auf diese Ge-
fahr müsste man doch eigentlich 
eine Kehrtwende einleiten. Aber 
kann die SPD überhaupt noch an-
ders? Oder hat sie sich schon auf 
Gedeih und Verderb auf das »Wei-
ter so« festgelegt? 

Ich bin fest davon überzeugt, dass die 
große Mehrheit der SPD-Mitglieder 
treue Parteisoldaten sind. Und eine Ab-
lehnung des Koalitionsvertrages im an-
stehenden Mitgliederentscheid würde 
bedeuten, die gesamte SPD-Führung 
zum Teufel zu jagen. Es wäre ein Miss-
trauensvotum und der Entzug des Man-
dates, in dieser Regierungskonstellation 
Politik zu machen. Das wäre ein riesiger 
Eklat und würde weit über die SPD hin-
aus Wellen schlagen. 

Die Krise der Sozialdemokratie ist 
ja nicht auf Deutschland beschränkt: 
Niederlande, Frankreich, Österreich, 
auch in den skandinavischen Ländern 
hat sie die sozialdemokratischen Partei-
en erreicht. Die Ausnahme ist vielleicht 
die britische Labour Party mit Jeremy 
Corbyn. An diesem Beispiel sollte sich 

die SPD orientieren. Man müsste glaub-
haft eine Abkehr von der neoliberalen 
Reformpolitik vermitteln. Dass Martin 
Schulz mit dem Leitmotiv der sozialen 
Gerechtigkeit geradezu einen Hype aus-
gelöst hatte, zeigt doch, dass die SPD 
durchaus attraktiv sein kann für große 
Wählergruppen. Aber eben nur, wenn sie 
das, was ihr »Markenkern« ist, nämlich 
soziale Gerechtigkeit und Gleichheit, in 
den Mittelpunkt ihrer Politik rückt. 

Wenn man das aber tut, dann kann 
man nicht zugleich etwa bei Hartz IV 
nur Kleinigkeiten ändern wollen. Mar-
tin Schulz hatte ja nur vorgeschlagen, 
das Schonvermögen von 150 Euro pro 
Lebensjahr auf 300 Euro zu verdop-
peln. Diese Forderung ist nicht falsch, 
aber sie wendet sich an eine kleine Min-
derheit der Hartz-IV-Bezieher, nämlich 
jene, die überhaupt Vermögen haben. 
Zu den niedrigen Regelbedarfen, zu den 
Sanktionen, zum fehlenden Berufs- und 
Qualifikationsschutz, zu der Forderung, 
dass man jeden Job annehmen muss, 
sofern er nicht sittenwidrig ist, zu all 
dem hat Schulz geschwiegen, wie ja alle 
etablierten Parteien zuletzt selbst den 
Begriff »Hartz IV« mieden. 

Das ist einfach unglaubwürdig. So ist 
Schulz zur tragischen Figur geworden, 
gestartet wie eine Rakete und gelandet 
als Rohrkrepierer. Der SPD als Ganzes 
droht das gleiche Schicksal, wenn sie 
keinen Richtungswechsel vollzieht. 

Ein solcher Richtungswechsel wäre 
ja einer um 180 Grad. Glauben Sie, 
dass die SPD das leisten kann? 

Ich habe da wenig Hoffnung. Die Krise 
der Sozialdemokratie führt bei ihrem 
pragmatischen Regierungsflügel ja nicht 
dazu, dass man die ausgetretenen Wege 
verlässt und neue Pfade betritt, sondern 
man stützt sich auf das, was schon da ist. 
Gerade die beiden Politiker, auf die die 
SPD jetzt setzt, Andrea Nahles und Olaf 
Scholz, sind Parteifunktionäre, die den 
Niedergang der Partei begleitet, wenn 
nicht selbst als Generalsekretär bzw. Ge-
neralsekretärin und später in Minister-
ämtern mit herbeigeführt haben. Gerade 
im Hinblick auf diese Personalien bin 
ich eher pessimistisch. 
 Interview: Peter Schaber

Kein Markenkern, kein Mut, keine Perspektive: Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands humpelt von einem Tief ins nächste
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Hintergrund
SPD im Umfragetief
Eine Mehrheit der Deutschen 

wünscht sich einer Umfrage 

zufolge eine Zustimmung der 

SPD-Mitglieder zur großen Ko-

alition. 57 Prozent der Befragten 

sagten, dass die SPD-Mitglieder 

für die Groko stimmen sollten, 

wie eine Emnid-Umfrage für Bild 

am Sonntag ergab. Unter den 

befragten Anhängern der SPD 

waren es sogar 84 Prozent. Auch 

87 Prozent der Unionsanhänger 

sprachen sich demnach für eine 

Zustimmung aus. Eine Ableh-

nung wünschten sich insgesamt 

38 Prozent.

Bei einer Bundestagswahl 

könnten CDU/CSU laut Em-

nid-Sonntagstrend derzeit mit 

34 Prozent rechnen, eine Verbes-

serung zur Vorwoche von einem 

Prozentpunkt. Die SPD käme auf 

20 Prozent. Leicht verschlechtert 

wäre die AfD mit zwölf Prozent 

drittstärkste Kraft (minus eins). 

Die Grünen erreichen erneut elf 

Prozent. Die Linke verliert einen 

Punkt und kommt nun wie die 

FDP auf neun Prozent. Eine Min-

derheit von 33 Prozent glaubt, 

dass die SPD unter Andrea Nah-

les wieder erfolgreicher wird. 52 

Prozent sagen, dass sie das nicht 

erwarten.

Ein noch drastischeres Bild 

zeichnet eine INSA-Erhebung 

im Auftrag von Bild (Montag). 

Auch nach dem Verzicht von 

Noch-Parteichef Martin Schulz 

auf das Amt des Außenministers 

kommt die SPD nicht aus dem 

Umfragetief heraus. Dem IN-

SA-Trend zufolge fällt die Partei 

sogar um einen halben Punkt 

und erhält nur noch 16,5 Prozent. 

Damit läge die SPD der Umfrage 

nach nur noch 1,5 Prozentpunkte 

vor der AfD, die mit 15 Prozent 

drittstärkste Partei wäre. Auch 

CDU/CSU verlieren einen Punkt 

und erhalten demnach 29,5 Pro-

zent. Gemeinsam kommen CDU/

CSU und SPD damit nur noch auf 

46 Prozent, eine große Koalition 

hätte, wie im INSA-Meinungs-

trend eine Woche zuvor, weiterhin 

keine Mehrheit mehr. Allerdings 

fielen Umfragen des INSA-Trend 

bereits in der Vergangenheit we-

gen überdurchschnittlich hoher 

Werte für die rechtspopulistische 

AfD auf. Das Institut steht auch 

wegen seiner Arbeitsweise in der 

Kritik.

Die sich abzeichnende Er-

nennung von Andrea Nahles zur 

SPD-Parteichefin stößt nach 

einer weiteren Umfrage in der 

Bevölkerung überwiegend auf 

Skepsis. 52 Prozent der Befrag-

ten gaben in einer repräsenta-

tiven Forsa-Befragung für RTL 

und N-TV an, sie hielten jemand 

anderes für diesen Posten für 

besser geeignet. 42 Prozent der 

Befragten trauen Nahles den 

SPD-Vorsitz hingegen zu. Unter 

den SPD-Anhängern sieht eine 

knappe Mehrheit (49 zu 47 Pro-

zent) in Nahles eine gute Partei-

chefin. Grundsätzlich bewerten 

86 Prozent der Befragten die 

»Groko« als eine Art »Notge-

meinschaft« – nur 9 Prozent 

erwarten, dass sich die Lage der 

Menschen durch die Beschlüsse 

bei den Koalitionsverhandlungen 

verbessert. 73 Prozent glauben, 

es werde sich nichts verändern. 

15 Prozent urteilen sogar, die 

Situation werde sich verschlech-

tern.   (dpa/jW)

Prof. Christoph Butter-
wegge lehrte bis 2016 

Politikwissenschaft an 
der Universität zu Köln. 

Soeben sind seine Bücher 
»Armut« sowie »Hartz IV 
und die Folgen« in aktua-
lisierten Neuauflagen er-

schienen. Im Februar 2017 
kandidierte er, unterstützt 

von der Partei Die Linke, 
für das Amt des Bundes-

präsidenten
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Diskutieren Sie über diesen Artikel 
auf www.jungewelt.de 
(Login erforderlich)


